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geklagten gestellte Kassationsantrag des Präsidenten des 
Obersten Gerichts, mit dem der Ausspruch einer gröblich un­
richtigen Strafe gerügt wird.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die getroffenen Sachverhaltsfeststellungen und die vom 
Kreisgericht vorgenommene rechtliche Beurteilung werden 
vom Kassationsantrag nicht angegriffen. Der Senat hatte 
deshalb von diesen Sachverhaltsfeststellungen und der recht­
lichen Beurteilung auszugehen.

Die vom Kreisgericht ausgesprochene Strafe ist gröblich 
unrichtig.

Entscheidende Grundlage für die Strafzumessung ist die 
sich aus den objektiven und subjektiven Umständen erge­
bende Tatsdhwere. Die objektive Schädlichkeit von Brand­
delikten bestimmt sich insbesondere nach der Art und Be­
deutung des angegriffenen bzw. betroffenen Brandobjekts, 
der Art und Weise der Brandlegung, den angewandten Mit­
teln und Methoden, den durch den Brand tatsächlich herbei­
geführten bzw. möglichen Folgen für Menschen und Sach­
werte, dem Grad der Gefährdung der allgemeinen Sicher­
heit und ggf. dem Grad der verursachten Allgemeingefahr 
(vgl. hierzu OG, Urteil vom 17. März 1983 — 2 OSK 3/83 — 
NJ 1983, Heft 6, S. 257 f.).

Richtig hob das Kreisgericht in seiner Entscheidung her­
vor, daß der Angeklagte durch sein Handeln einen erhebli­
chen volkswirtschaftlichen Schaden verursachte. Es berück­
sichtigte jedoch nicht in genügender Weise bzw. unrichtig 
alle die Schwere der Schuld des Angeklagten und die Ge­
fährlichkeit seiner Handlungen bestimmenden Umstände. Die 
richtige Charakterisierung der jeweiligen Straftat als Krite­
rium für die im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit setzt entsprechend 
den in § 61 StGB festgelegten Grundsätzen voraus, alle ob­
jektiven und subjektiven Tatumstände in ihrem jeweiligen 
Zusammenhang und ihrer Beziehung zu den vorhandenen 
gesellschaftlichen Bedingungen herauszuarbeiten und zu be­
werten. Die isolierte Betrachtung einzelner Umstände durch 
das Kreisgericht, wie des Umstands, daß der Angeklagte 
trotz seiner sozial negativen Lebensweise bisher nicht mit 
den Strafgesetzen in Konflikt geraten war, führte daher zu 
einer fehlerhaften Einschätzung und damit im Ergebnis zu 
einer den Erfordernissen nicht entsprechenden Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit.

Der Angeklagte beging nicht nur mehrfach Brandstiftun­
gen, woraus allein schon eine hohe Intensität des strafba­
ren Verhaltens deutlich wird. Durch sein Handeln wurde 
auch ein außerordentlich hoher Schaden verursacht. Das sind, 
wie im Bericht des Präsidiums an das 7. Plenum des Ober­
sten Gerichts betont wurde, Umstände, die eine hohe ob­
jektive Schädlichkeit tier Straftaten bewirken (vgl. OG-In- 
formationen 1984, Nr. 1, S. 17 f.). Ein ebensolcher Umstand 
ist aber auch, daß infolge der Handlung des Angeklagten 
Wohnungen von Menschen vernichtet bzw. unbenutzbar 
wurden, dadurch negative Auswirkungen auf die Wohn­
raumversorgung im Territorium entstanden und schließlich 
die betroffenen Bürger erhebliche Unannehmlichkeiten, Ein­
schränkungen oder Änderungen ihrer gewohnten Lebens­
weise bzw. andere negative Auswirkungen in Kauf nehmen 
mußten. Auch die Schuld des Angeklagten ist erheblich. Sie 
wird — wie insoweit vom Kreisgericht richtig erkannt — 
insbesondere von der Art und Weise des strafbaren Verhal­
tens und der darin zum Ausdruck kommenden gravierenden 
Mißachtung des sozialistischen und persönlichen Eigentums, 
von der rücksichtslosen Negierung der Erfordernisse des 
Schutzes und der Sicherheit der Menschen und der materiel­
len Werte sowie von der durch das Gesamtverhalten und die 
Straftaten in ihrem Zusammenhang charakterisierten nega­
tiven Haltung zur sozialistischen Gesetzlichkeit bestimmt.

Diese für die Einschätzung des Charakters und der 
Schwere der Straftaten bedeutsamen Umstände bewertete 
das Kreisgericht nicht in gebührender Weise und sprach des­
halb eine Freiheitsstrafe aus, die — unter Berücksichtigung 
auch des weitgehend negativen Verhaltens des Angeklagten 
vor der Tat — nicht den Grundsätzen des § 61 StGB ent­

spricht. Es erkannte auch nicht, daß die in seiner Entschei­
dung zugunsten des Angeklagten angeführten Umstände die 
Schwere der Straftaten nicht wesentlich zu mindern vermö­
gen. Der Angeklagte ist nicht vorbestraft, sein Verhalten 
vor der Tat war jedoch von einer erheblichen Mißachtung 
der Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens und der 
Negierung ihm obliegender Pflichten gekennzeichnet. Er war 
zwar geständig und gab seine Straftaten unumwunden zu. 
Dies aber war — wie seine Erklärungen und die Feststellun­
gen zum Handlungsablauf verdeutlichen — nicht Ausdruck 
einer nach der Tat vorhandenen Einsicht, sondern entsprach ' 
dem Motiv für das strafbare Handeln. Die Mitwirkung des 
Angeklagten an der Verminderung des Schadens im Zusam­
menhang mit dem Brand der Strohmiete ist zu beachten, 
ihr kann jedoch angesichts der sich aus allen übrigen Um­
ständen ergebenden Schwere der Handlungen keine beson­
dere Bedeutung beigemessen werden.

Um die sozialistische Gesellschaft wirksam vor derarti­
gen schweren Straftaten zu schützen, ist es im Hinblick auf 
die charakterisierte Tatschwere geboten, mit einer wesent­
lich höheren Freiheitsstrafe zu reagieren, als sie das Kreis­
gericht ausgesprochen hat. Das Kreisgericht wird deshalb in 
der erneuten Hauptverhandlung auf eine Freiheitsstrafe von 
nicht unter fünf Jahren zu erkennen haben.

§§196 Abs. 1, 2 und 3 Ziff.2, 200 Abs. 1 StGB; § 5 AO fiber 
die Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahr-Haftpflicht- 
Versicherung vom 12. Januar 1971 (GBl. II Nr. 14 S. 93).
1. Wer bewußt das ihm wegen des vorangegangenen Al­
koholgenusses obliegende Fahrverbot des § 7 Abs. 2 StVO 
mißachtet und darauf vertraut, daß keine schädlichen Folgen 
eintreten, obwohl ihm das mit der Fahrt und der erheblichen 
Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit verbundene, von ihm 
nicht beherrschbare hohe Risiko bekannt ist, handelt bewußt 
leichtfertig i. S. des § 7 StGB.
2. Zur Strafzumessung bei Herbeiführung eines schweren 
Verkehrsunfalls im schweren Fall in Tateinheit mit Verkehrs­
gefährdung durch Trunkenheit und bei tatmehrheitlich be­
gangenem pflichtwidrigem Verhalten nach einem Verkehrs­
unfall.
3. Regreßansprüche der Staatlichen Versicherung auf der 
Grundlage des § 5 АО über die Allgemeinen Bedingungen für 
die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung (mit Ausnahme der 
in Abs. 1 Buchst, b enthaltenen Regelung für Fahrzeugführer, 
die das Fahrzeug unbefugt benutzen und dadurch einen Scha­
den verursachen) sind kraft Gesetzes zwischen dem Versi­
cherten und der Staatlichen Versicherung begründete zivil- 
rechtliche vertragliche Rückerstattungspflichten des Versi­
cherten in unterschiedlicher Höhe und deshalb nicht als über­
gegangene Schadenersatzforderungen im Strafverfahren 
durchsetzbar.
OG, Urteil vom 18. September 1986 — 3 OSK 13/86.

Der 19jährige Angeklagte erwarb 1984 den Führerschein und 
erhielt kurz danach einen Pkw Trabant. Am 3. Januar 1986 
fuhr der Angeklagte mit den Zeugen G. und L. mit seinem 
Pkw zu einer Tanzveranstaltung nach O. Der Pkw war auf 
Grund der verrotteten Bodengruppe, des unzureichenden 
Luftüberdrucks in allen Reifen und des nicht mehr vorhan­
denen Profils auf dem linken hinteren Reifen in seiner Ver­
kehrssicherheit erheblich beeinträchtigt. Da der Angeklagte 
mit dem Zeugen L. vereinbart hatte, daß dieser den Pkw 
zurückfährt, trank er während der Tanzveranstaltung eine 
von ihm nicht mehr genau benennbare Menge Bier.

Wie abgesprochen, fuhr der Zeuge L. bis nach G. in die
T.-Straße, wo er und der Zeuge G. ausstiegen. Der Angeklagte 
fuhr nunmehr allein mit dem Pkw ca. 1 km bis zu seiner 
Wohnung uhd danach zu seiner Freundin in die E.-Straße. 
Als er dort niemand antraf, begab er sich auf den Heimweg.

Beim Befahren der Kreuzung E.-Straße/G.-Straße bemerkte 
er in ca. 50 m Entfernung in seiner Fahrtrichtung auf dem 
rechten Gehweg einen Fußgänger. In der unbegründeten An­
nahme, der Fußgänger werde die Fahrbahn überqueren, 
fuhr er auf die linke Fahrbahnseite. Seine Geschwindigkeit 
betrug mindestens 50 km/h. Auf der linken Fahrbahnseite 
beobachtete der Angeklagte mehrere Bürger, die an der Bus­
haltestelle standen, und ließ die Fahrbahn völlig außer acht.
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